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Inhalt: Allerhoͤchſter Erlaß, betreffend die Ueberweiſung des ländlichen Fortbildungsſchulweſens auf das 
Reſſort des Miniſteriums für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten, S. 77. — Geſeßz, betreffend 
die Eingemeindung der Stadt Bockenheim in den Bezirk der Stadt Frankfurt a. M. und die Aufhebung 
des Amtsgerichts zu Bockenheim, S. 78. 


(Jr. 9723.) Allerhöchſter Erlaß vom 24. Januar 1895, betreffend die Ueberweiſung des 
f ländlichen Fortbildungsſchulweſens auf das Reſſort des Miniſteriums für 
Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 


Ai den Bericht des Staatsminiſteriums vom 21. d. M. genehmige Ich die 
Ueberweiſung des ländlichen Fortbildungsſchulweſens von dem Reſſort des 
Miniſters für Handel und Gewerbe auf das des Miniſters für Landwirthſchaft, 
Domänen und Forſten. N 

Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. Mit 
ſeiner Ausführung ſind die Miniſter für Handel und Gewerbe und für Land⸗ 
wirthſchaft, Domänen und Forſten beauftragt. 


Berlin, den 24. Januar 1895. 


Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. Frhr. v. Berlepſch. Miquel. Thielen. 
Boſſe. Bronſart v. Schellendorff. v. Köller. Frhr. v. Marſchall. 
Frhr. v. Hammerſtein. Schönſtedt. 


An das Staatsminiſterium. 
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Ausgegeben zu Berlin den I. April 1895. 


(Nr. 9724.) Geſetz, betreffend die Eingemeindung der Stadt Bockenheim in den Bezirk der 
Stadt Frankfurt a. M. und die Aufhebung des Amtsgerichts zu Bockenheim. 
Vom 31. März 1895. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zt. 

verordnen, mit Zustimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, für 

den Stadtkreis und den Landkreis Frankfurt a. M., was folgt: a 
— 3 $. 1 IA Eee 

Die Stadtgemeinde Bockenheim wird vom 1. April 1895 ab unter Ab⸗ 

trennung von dem Landkreiſe Frankfurt a. M. mit der Stadtgemeinde Frank⸗ 

furt a. M. und dem Stadtkreiſe gleichen Namens auf Grund der zwiſchen den 


beiden Stadtgemeinden unter dem 12. Februar 1895 abgeſchloſſenen, in der 
du abgedruckten Vereinbarung vereinigt. | 


— Mit dem Zeitpunkte der Vereinigung treten in der Stadt Bockenheim 

die Gemeindeordnung für die Städte und die Landgemeinden Kurheſſens vom 

23. Oktober 1834 (Sammlung von Geſetzen für Kurheſſen S. 181) und die zu 
derſelben erlaſſenen abändernden und ergänzenden Geſetze außer Kraft und es | 
tritt das Gemeindeverfaſſungsgeſetz für die Stadt Frankfurt a. M. vom 25. März | 
1867 (Geſetz⸗Samml. S. 401) in dem bisherigen Bezirke der Stadt Bockenheim | 
in Wirkſamkeit. = f 1 11300 * 
In Hinſicht auf die Wahlen zum Hauſe der Abgeordneten ſcheidet die 
Stadt Bockenheim aus dem durch den Obertaunuskreis und den Landkreis Frank⸗ 

furt a. M. gebildeten Wahlbezirke (Nr. II 10 des Verzeichniſſes, Anlage B der 
Kreisordnung für die Provinz Heſſen⸗Naſſau vom 7. Juni 1885 — Geſetz⸗ | 
Samml. S. 238) aus und tritt dem den Stadtkreis Frankfurt a. M. umfaffenden 
Wahlbezirke (Nr. II 11 des bezeichneten Verzeichniſſes) hinzu. 

$. 3. 

Zu dem Zeitpunkte der Durchführung der kommunalen Vereinigung der 
Stadtgemeinde Bockenheim mit der Stadtgemeinde Frankfurt a. M. wird das 
Amtsgericht zu Bockenheim aufgehoben, und deſſen Bezirk dem Amtsgerichte zu 
Frankfurt a. M. zugetheilt. i 2 site 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. i — 

Gegeben Berlin, den 31. März 1895. 


(J. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. Boſſe. v. Köller. 
Frhr. v. Hammerſtein. Schönſtedt. 


Se 1 
Anlage. 


Zwischen der Stadtgemeinde Frankfurt a. M., vertreten durch den Magiſtrat, 
und der Stadtgemeinde Bockenheim, vertreten durch den Stadtrath, iſt, und 
zwar ſeitens des erſteren auf Grund der Beſchlüſſe der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung zu Frankfurt a. M. vom 5. Februar 1895 und ſeitens des letzteren 
unter Zuſtimmung des ſtändigen außerordentlichen Gemeindeausſchuſſes vom 
8. Februar 1895, folgende Vereinbarung über die Vereinigung der Stadt Bocken⸗ 
heim mit der Stadt Frankfurt a. M. getroffen. 
5 F. 1. 

Die Städte Frankfurt und Bockenheim treten zu einer einzigen, unter 
einer Verwaltung ſtehenden Gemeinde Frankfurt zuſammen und ihre Gemeinde⸗ 
angehörigen werden rückſichtlich aller bürgerlichen Rechte und Pflichten, ſowie 
rückſichtlich der Theilnahme an den beiderſeitigen Kommunalanſtalten einander 
gleichgeſtellt, ſofern nicht in dieſem Vertrage Abweichendes beſtimmt wird. 


§. 2. 

Von dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden übernehmen die 
Gemeindebehörden der Stadt Frankfurt in Bockenheim die Verwaltung der 
Gemeindeangelegenheiten ſowie der den ſtädtiſchen Behörden zugewieſenen ſtaatlichen 
Obliegenheiten. 

Die Gemeindebehörden Frankfurts treten in alle Rechte und Pflichten ein, 
welche durch Geſetz, ortsſtatutariſche oder ſonſtige Beſtimmungen oder durch 
beſondere Rechtstitel den Gemeindebehörden zu Bockenheim zuſtehen oder obliegen. 


F 159.5 i 

Die in Frankfurt beſtehenden Ortsſtatuten, Regulative und Ordnungen 
ſowie die über die allgemeine Ordnung des Gemeindeweſens in Frankfurt 
geltenden Gemeindebeſchlüſſe erhalten in Bockenheim Wirkſamkeit, ſofern nicht in 
diefem Vertrage etwas Abweichendes beſtimmt wird. 

Der Magiſtrat zu Frankfurt hat die erforderlichen Anordnungen zum 
Zwecke der Einführung der Frankfurter Ortsſtatuten, Regulative, Ordnungen 
und Gemeindebeſchlüſſe in Bockenheim zu treffen. Von dem Tage der Ein⸗ 
führung derſelben an verlieren die entsprechenden Statuten, Regulative, Ord⸗ 
nungen und Gemeindebeſchlüſſe in Bockenheim ihre Geltung. 


§. 4. 

Bis auf anderweite, den ſtädtiſchen Behörden von Frankfurt jederzeit 
freiſtehende Beſchlußfaſſung bleiben — neben den in Gemäßheit der $$. 5ff. in 
Geltung bleibenden Beſtimmungen — 

J) die zur Zeit in Bockenheim geltenden Beſtimmungen über das Begräbniß⸗ 
weſen und das Schulgeld an der Realſchule und höheren Töchterſchule, 
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2) das Bockenheimer Ortsſtatut vom 16. Oktober 1891, betreffend die 
gewerbliche Fortbildungsſchule in Bockenheim, 2 

3) das zur Zeit in Bockenheim in Geltung befindliche Verfahren in Betreff 
der Vertheilung der Einquartierungslaſten, i 

4) das Bockenheimer Regulativ über den Schlachthauszwang, 

5) das Bockenheimer Regulativ über Erhebung des Waſſergeldes und 

6) die Bockenheimer Vorſchriften bezüglich der Erhebung der Steuern 
in Kraft. 

§. 5. 

Mit dem Tage der Vereinigung treten die in dieſem Zeitpunkte in Frank⸗ 
furt geltenden Beſtimmungen über die Kommunalbeſteuerung und Erhebung von 
Gebühren und Beiträgen ſowie ſonſtigen öffentlich rechtlichen Abgaben mit den in 
den nachfolgenden §§. 6 bis 11 feſtgeſetzten Ausnahmen in Kraft. 

Soweit die in der Stadt Bockenheim erlaſſenen Beſtimmungen über dieſe 
Materie hiermit in Widerſpruch ſtehen, treten dieſelben außer Geltung, im Uebrigen 
behalten ſie ihre Gültigkeit. 

Bei der Gemeindeſteuerveranlagung für das Jahr 1895/96 find die Be⸗ 
ſtimmungen dieſes Vertrags ſeitens der ſtädtiſchen Behörden von Bockenheim 
bereits zu berückſichtigen. 


$. 6. 5 

Der zur Zeit in Bockenheim zur Erhebung gelangende Kommunalzuſchlag 
zur ſtaatlichen Gewerbeſteuer kommt als Vorausbelaſtung des jetzigen Gemeinde⸗ 
bezirks Bockenheim auch ferner in der Weiſe zur Erhebung, daß derſelbe bis zum 
31. März 1900 in Höhe von 100 Prozent und in der Zeit vom 1. April 1900 
bis 31. März 1906 mit 50 Prozent erhoben wird. 

Die zur Zeit in Bockenheim beſtehenden Kommunalſteuerzuſchläge zur ſtaat⸗ 
lichen Grundſteuer werden als Vorausbelaſtung des jetzigen Gemeindebezirks Bocken⸗ 
heim bis zum 31. März 1930 in der bisherigen Höhe von 150 Prozent und in 
den einzelnen Jahren vom 1. April 1930 bis zum 31. März 1935 in Höhe 
von 125, 100, 75, 50 und 25 Prozent der ſtaatlichen Veranlagungsbeträge 
weiter erhoben. 

Gleiches gilt für die Gebäudeſteuer mit der Maßgabe, daß bis zum 
31. März 1935 Zuſchläge von 70 Prozent der ſtaatlichen Veranlagungsbeträge 
erhoben werden. 

Wenn und inſoweit die ſtaatliche Veranlagung dieſer Realſteuern in Weg⸗ 
fall kommen ſollte, find bei der alsdann von den ſtädtiſchen Behörden zu be 
wirkenden Berechnung der Vorausbelaſtung die bisher geltenden Veranlagungs⸗ 
grundſätze ſinngemäß anzuwenden. 

Auf die in den vorſtehenden Abſätzen feſtgeſetzte Vorausbelaſtung des jetzigen 
Gemeindebezirks Bockenheim bleibt es ohne Einfluß, ob und in welcher Höhe 
etwa demmächſt allgemein in der erweiterten Stadtgemeinde beſondere Realſteuern 


oder Kommunalzuſchläge von der veranlagten Grund-, Gebäude und Gewerbe⸗ 
ſteuer erhoben werden. f EG 2 

Die Beſtimmungen über die Vorausbelaſtung der Gebäudeſteuer beruhen 
auf der Vorausſetzung, daß letztere nach der neuen Veranlagung am 1. April 
1895 einen Jahresertrag von 60 000 Mark liefern wird. Inſoweit der Ertrag 
um mehr als 3 000 Mark über oder unter dieſem Ertrage bleibt, findet eine 
entſprechende Erhöhung oder Ermäßigung der oben feſtgeſtellten Prozentſätze ſtatt. 


§. 7. 
a) Die in Bockenheim beſtehenden Verbrauchsabgaben auf Mehl und 
Backwaaren kommen mit dem Tage der Vereinigung in Wegfall. 

p) Die Verbrauchsabgaben von Fleiſch⸗ und Schlachtvieh werden bis 
zum 31. März 1905 in bisheriger Höhe forterhoben. Sollte jedoch 
das Bockenheimer Schlachthaus ſchon vorher außer Betrieb geſetzt 
werden, kommen dieſe beſonderen Verbrauchsabgaben ebenfalls in 
Wegfall. 

Solange und inſoweit dieſe Abgaben zur Erhebung gelangen, 
dürfen von den Bockenheimer Metzgern Schlachtgebühren nicht erhoben 
werden. 

Die Abgaben von Bier, Branntwein und Aepfelwein werden bis zum 
31. März 1915 forterhoben. 


$. 8. 

Die Frankfurter Beſtimmungen über die Gemeindeeinkommenſteuer treten 
am 1. April 1900 in Kraft, bis dahin gelten folgende Vorſchriften: 

1) Die Veranlagung erfolgt während dieſes Zeitraums unter Zugrunde⸗ 
legung des Staatsſteuertarifs beziehungsweiſe der im F. 38 des Kom⸗ 
munalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 feſtgeſtellten Steuerſätze hin⸗ 
ſichtlich der Einkommensklaſſen von 420 bis 900 Mark. 

2) Der Zuſchlag zu den vorerwähnten Steuerſätzen iſt während dieſes 
Zeitraums in ſolcher Höhe zu bemeſſen, daß von dem jetzigen Ge⸗ 
meindebezirk Bockenheim an Gemeindeeinkommenſteuer jährlich der Betrag 
von 130 000 Mark abzüglich des Ertrages der nach $. 5 in Bocken⸗ 
heim einzuführenden Miethsſteuer einſchließlich des Laternengeldes auf 
gebracht wird. 

Die Summe von 130 000 Mark verringert ſich ferner um diejenigen 
Einkommenſteuerbeträge, welche für das Jahr vom 1. April 1895/96 der Stadt 
Frankfurt dadurch zufließen, daß in Folge der Eingemeindung erſtens das aus 
dem jetzigen Gemeindebezirk Bockenheim Frankfurter Steuerpflichtigen erwachſende 
Einkommen bei Veranlagung derſelben in Frankfurt nicht mehr frei zu laſſen iſt, 
oder zweitens die Gemeinde Bockenheim als zweite Wohnſitzgemeinde der Stadt 
Frankfurt gegenüber nicht mehr betrachtet werden kann. = 
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0 
— 


§. 9. af 

Zu dem in Frankfurt jeweilig erhobenen Währſchaftsgeld tritt vom 

1. April 1900 bis zum 31. März 1925 als Vorausbelaſtung des jetzigen Ge⸗ 

meindebezirks Bockenheim ein Zuſchlag von einem halben Prozent des währſchafts⸗ 
pflichtigen Betrags. 


8. 10. 


Die Frankfurter Beſtimmungen über Waſſergeld und Kanaliſationsbeiträge 
beziehungsweiſe Gebühren treten ſpäteſtens am 1. April 1935 in Kraft. 

Bis dahin ſind das Bockenheimer Waſſerwerk und die alsbald nach der 
Eingemeindung auszuführenden Kanaliſationsanlagen als finanziell ſelbſtändige 
Unternehmungen zu behandeln. 

Die für deren Benutzung zu erhebenden Beiträge und Gebühren ſind bis 
zum 31. März 1900 ſo zu bemeſſen, daß ſie ſämmtliche Koſten der Verwaltung 
und Unterhaltung einſchließlich der Ausgaben für Verzinſung und Tilgung des 
aufgewendeten Kapitals decken, und vom 1. April 1900 bis zum 31. März 1935 
ſo zu geſtalten, daß ſie nicht nur die gedachten Koſten decken, ſondern noch einen 
Ueberſchuß von 1 Mark 50 Pf. pro Kopf der jeweiligen Bockenheimer Bevölkerung 
erbringen (vergl. $. 14). 

Bei Berechnung des Anlagekapitals der Bockenheimer Kanaliſationsanlage 
darf für die Mitbenutzung der Frankfurter Kanalanlagen einſchließlich Klärbecken 
eine Vergütung nur in Anrechnung gebracht werden für die etwaigen, durch 
dieſe Mitbenutzung von Seiten Bockenheims und in Folge der Herſtellung der 
Bockenheimer Kanaliſationsanlage nothwendig gewordenen Umbauten und Er⸗ 
weiterungen, und zwar nur in dem Umfange, in welchem dieſe Umbauten oder 
Erweiterungen lediglich zufolge dieſer Mitbenutzung nothwendig geworden ſind. 
Dagegen ſind bei Berechnung der Kanaliſationsbeikräge und Gebühren die Mehr⸗ 
koſten, welche durch dieſe Mitbenutzung bei dem Betriebe erwachſen, in An⸗ 
rechnung zu bringen. 

Zu den Anlagekoſten gehören insbeſondere auch diejenigen Pflaſterungs⸗ 
koſten, welche erforderlich find, um das Straßenpflaſter in den kanaliſirten 
Straßen wieder in einen, den Verkehrsanforderungen entſprechenden Zuſtand 
zu verſetzen. f 

Den Frankfurter Behörden ſteht es jedoch jederzeit frei, eine völlige Gleich⸗ 
ſtellung des jetzigen Stadtbezirks Bockenheim in Bezug auf Kanaliſations⸗ und 
Waſſerwerksgebühren und Beiträge eintreten zu laſſen. 

Wenn und inſoweit in den von den einzelnen Bockenheimer Grundeigen⸗ 
thümern demnächſt zu leiſtenden Kanaliſationsbeiträgen Tilgungsquoten vom 
Anlagekapital der Bockenheimer Kanaliſationswerke enthalten ſind, ſo dürfen bei 
Bemeſſung der nach der Gleichſtellung von den einzelnen Grundeigenthümern zu 
erhebenden Kanaliſationsabgaben die bereits getilgten Koſten der Bockenheimer 
Kanaliſationsanlagen nicht mit in Anſatz gebracht werden. 


Aae i a Alpe] F. . 1 ö 115 sr 
Die Hauskehrichtabfuhr iſt vom 1. April 1895 ab in Bockenheim auf 
gleichen Grundlagen zu handhaben wie in Frankfurt. f Mi E 
Der Aufwand für Feuerwehr, Straßenreinigung und „Beſprengung tft 
bis zum 31. März 1910 thunlichſt auf der bisherigen Höhe zu erhalten. i 
Falls dennoch Veranſtaltungen zu treffen wären, welche einen über den 
jetzigen Aufwand und eine der Bevölkerungszunahme entſprechende jährliche 
Steigerung deſſelben hinausgehenden Aufwand erfordern, bleibt den ſtädtiſchen 
Behörden eine Anwendung der §. 9 und 20 des Kommunalabgabengeſeßes 
anheimgegeben. BEI Sy, Ar BR 9073 
a ) 8. 12. 51 Dianas 110 1819 
Auch in Bezug auf Neupflaſterung und Unterhaltung beſtehender Straßen 
ſoll bis zum 31. März 1910 der bisherige Umfang des aus dem Ordinarium 
beſtrittenen Aufwandes nach dem Durchſchnitt der Jahre 1890 bis 1893 im 


Allgemeinen, vorbehaltlich einer, der Zunahme der Bevölkerung entſprechenden 
Steigerung deſſelben, maßgebend bleiben. 


$. 13. 1 er 
Für die Gehalte der Lehrer an der Realſchule bleibt bis zum 1. April 1905 
der ſtaatliche Normal⸗Etat geltend. Alsdann erfolgt Gleichſtellung mit den Frank⸗ 
furter Gehalten. ate K eee Anz 
Die Gleichſtellung der übrigen Lehrer und Lehrerinnen erfolgt allmählich, 
und zwar in der Weiſe, daß am 1. April 1898 20 000 Mark zur Aufbeſſerung 
ihrer Gehalte zu verwenden ſind, und am 1. April 1905 die zur Ausgleichung 
erforderlichen weiteren Gehaltserhöhungen eintreten. SE 


Falls durch irgend welche Umſtände eine Erhöhung der Ausgaben über 
den in den $$. 11, 12 und 13 angegebenen Umfang hinaus, oder ein theilweiſer 
Wegfall der in den $$. 6, 7, 8 feſtgeſetzten Vorausbelaſtung herbeigeführt werden 
ſollte, find die Frankfurter Behörden berechtigt, die Ueberſchüſſe der Waſſer⸗ und 
Kanalwerke bis zum 31. März 1910 entſprechend zu ſteigern bis zum Höchſt⸗ 
betrage von 2 Mark pro Kopf der Bevölkerung und das Währſchaftsgeld bis 
um gleichen Zeitpunkte entſprechend, jedoch höchſtens um ein weiteres halbes 
N zu erhöhen. G tant tt 11% kin 11194 

Die in dieſem Vertrage feſtgeſetzte Vorausbelaſtung des demnächſtigen 
Stadttheiles Bockenheim ermäßigt ſich für den Fall, daß im ganzen Stadtgebiet 
Frankfurt a. M. im Laufe des Jahres 1895/96 Währſchaftsgeld mit mehr als 
ein einhalb Prozent oder Realſteuern über hundert Prozent der Staatsrealſteuern 
zur Erhebung gelangen, bis zum Jahre 1900 um denjenigen Betrag, welcher 

(Nr. 9724.) 


in Folge der dieſe Erhebung anordnenden Beſtimmungen und im erſten Jahr 
ihrer Geltung im Stadttheile Bockenheim an Währſchaftsgeld über ein einhalb 
Prozent und an Realſteuern über hundert Prozent hinaus zu erheben iſt. Der 
Beſchlußfaſſung der Frankfurter Behörden bleibt die Beſtimmung daxüber über⸗ 
laſſen, an welcher der einzelnen Vorausbelaſtungen die nach dem vorſtehenden 
Abſatz ermittelte Summe zu kürzen iſt. 


F. 15. 

Das ſämmtliche bewegliche und unbewegliche Vermögen der Städte Frank⸗ 
furt und Bockenheim wird bei der kommunalen Vereinigung zu einem einzigen 
Ganzen verſchmolzen; die vereinigte Stadtgemeinde tritt mithin in alle Ver⸗ 
mögensrechte und Verbindlichkeiten der Stadt Bockenheim als Rechtsnach— 
folgerin ein. 

Das Stiftungsvermögen wird hierdurch nicht berührt, muß vielmehr den 
ſtiftungsmäßigen Zwecken nach wie vor erhalten bleiben. 

Bezüglich der ſogenannten öffentlichen milden Stiftungen der Stadt 
Frankfurt, auf welche ſich die allgemeine Stiftungsordnung vom 5. Oktober 1875 
bezieht, beſteht Einverſtändniß beider Theile, daß durch die Eingemeindung eine 
Ausdehnung der Leiſtungen derſelben auf den jetzigen Gemeindebezirk Bockenheim 
nicht bewirkt wird. 


$. 16. 


Die Zahl der Mitglieder der Stadtverordnetenverſammlung wird für den 
vergrößerten Stadtbezirk ſtatutariſch zunächſt auf 61 feſtgeſetzt werden. 

Bis zu einer anderweiten Regelung nach §. 25 des Gemeindeverfaſſungs, 
geſetzes vom 25. März 1867 wählt der jetzige Gemeindebezirk Bockenheim als 
ſelbſtändiger Wahlbezirk die vier hinzutretenden Mitglieder der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung, unter ſinngemäßer Anwendung der einſchlägigen Beſtimmungen 
des Gemeindeverfaſſungsgeſetzes, alsbald nach Veröffentlichung dieſes Statuts. 

Die neugewählten Mitglieder haben im Anſchluſſe an die regelmäßigen 
Ergänzungswahlen, durch das Loos beſtimmt, auszuſcheiden. 


$. 17. 


Der Bürgermeiſter Herr Dr. Hengsberger tritt als beſoldeter Stadtrath 
in den Magiftrat der Stadt Frankfurt a. M. mit der Maßgabe ein, daß ſeine 
zwölfjährige Wahlperiode am 1. April 1895 beginnt, ihm aber vom 1. No» 
vember 1902 an eine nicht penſionsfähige, perſönliche, ſeine Gehaltsbezüge auf 
10 000 Mark ergänzende Zulage bis zum Ablauf der Wahlperiode gewährt wird 
und — an Stelle der nach den Frankfurter Beſtimmungen zu zahlenden Penſion 
ſowie Wittwen⸗ und Waiſengeld — die ihm von der Stadt Bockenheim zu⸗ 
geficherten Anſprüche auf Penſion und Wittwen- und Waiſengeld aufrecht er 
halten bleiben. N 


Außerdem wird die Stadtverordnetenverſammlung binnen vier Wochen 
nach vollzogener Vereinigung einen Einwohner des Stadttheils Bockenheim als 
unbeſoldeten Stadtrath wählen. Sollte derſelbe im Laufe ſeiner ſechsjährigen 
Wahlperiode ausſcheiden, hat eine Erſatzwahl für den Reſt der Wahlperiode 
ſtattzufinden. ö 

Soweit erforderlich, wird der Erlaß entſprechender ſtatutariſcher Beſtim⸗ 
mungen rechtzeitig herbeigeführt werden. 


8. 18 


Die zur Zeit der Vereinigung im Dienſte der Stadt Bockenheim ſtehenden 
Gemeindebeamten ſowie die ſtädtiſchen Lehrer gehen von dieſem Zeitpunkte an 
mit dem Gehalte beziehungsweiſe Anſpruch auf Penſion, ſowie Wittwen⸗ und 
Waiſenverſorgung, welche fie zur Zeit der Eingemeindung haben, in den Dienſt 
der Stadt Frankfurt über. Die Anwendung der Frankfurter Beſtimmungen über 
Gehalte und Penſionen, ſowie Wittwen⸗ und Waiſenverſorgung auf die im 
Dienſte der Stadt Bockenheim ſtehenden Beamten und Lehrer bleibt der Be⸗ 
ſchlußfaſſung der Behörden der Stadt Frankfurt vorbehalten. Bezüglich der 
Lehrer find dabei jedoch die Beſtimmungen des §. 13 zu beachten. 


$. 19. 


Die Gemeindebehörden der Stadt Bockenheim ertheilen die Zuſicherung, daß 
ſie ſich vor der Vereinigung aller Maßnahmen enthalten werden, welche geeignet 
ſein würden, der Finanzlage der Stadt Frankfurt Nachtheile zu bringen oder 
die Verhältniſſe, auf Grund deren die vorſtehenden vertragsmäßigen Ber 
pflichtungen eingegangen find, zu verändern. 


Frankfurt a W. den 12. Februar 1895. 


Bockenheim, 
Der Magiſtrat. Der Stadtrath. 
(Sgl.) Adickes. (Sgl.) Dr. Hengsberger. 
Varrentrapp. 
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Beſchluß⸗ 


Der Bezirksausſchuß zu Wiesbaden hat auf Grund des F. 4 des Gemeinde⸗ 
verfaſſungsgeſetzes vom 25. März 1867 die in dem Vertrag vom 12. Februar 
1895 wegen Vereinigung der Stadt Bockenheim mit der Stadt Frankfurt a. M. 
enthaltenen ortsſtatutariſchen Beſtimmungen genehmigt. 


Wiesbaden, den 26. Februar 1895. 
(L. S.) 


Der Bezirksausſchuß zu Wiesbaden. 
In Vertretung: 
v. Reichenau. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


